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Personalversammlung 2.0  
Live-Stream auf dem Arbeitsrechner

Die COVID 19-Pandemie setzt 
die Regeln:  Am 1. Oktober 2020 
fand die erste betriebsweite  
Personalversammlung unter 
neuen Bedingungen statt. 

Das bedeutete  einen spärlich 
besetzten Hörsaal F mit Anmeldung  
der Teilnahme und ausreichenden 
Sicherheitsabständen. Das bedeu-
tete für die übrigen Beschäftigten die  
Möglichkeit, die Veranstaltung an ihrem 
Computer mittels MS TEAMS live und  
interaktiv mitzuerleben. Das bedeutet 
für alle Beschäftigten, die diese Mög-
lichkeit nicht hatten, einen „Film“ 
über die Personalversammlung auf der  
Sharepoint-Homepage des Perso-
nalrats ansehen zu können (https://
sharepoint.mh-hannover.local/berei-
che/PR/SitePages/Homepage.aspx).
In diesen gänzlich neuen Formaten 
wurde die erste große Personal- 
versammlung seit März 2020 durch-
geführt – für alle Beteiligten eine 
große Herausforderung!

Zu den Inhalten:
Die Personalratsvorsitzende Jutta 
Ulrich konnte in ihrem Beitrag 
mitteilen, dass es endlich eine Antwort 
vom Ministerpräsidenten Weil auf 
den 10-Punkte-Forderungskatalog 
des Personalrats (siehe Personalrat 
aktuell Juli 2020) gibt. Aber die 
Ernüchterung sei groß; zu keinem 
der benannten Punkte wird eine 

konkrete Unterstützung zugesagt. 
Im Gegenteil: MP Weil macht deutlich, 
dass die MHH von drohenden 
Einsparmaßnahmen nicht verschont 
bleiben wird. Der Personalrat will  
dennoch das Gespräch mit der  
Landespolitik suchen. 

Die Mahnwachen werden fortgeführt 
– wir wollen Taten sehen! 

Weiterhin ging sie auf das munter 
rotierende Personalkarussell an 
der MHH ein und begrüßte einige 
neue Abteilungsleitungen. In der  
Zusammenarbeit mit dem Präsidium 
mahnte sie an, dass es gerade in  
Krisenzeiten besser wäre, mehr  
miteinander zu sprechen.

Diesen Grundgedanken formulierte 
sie auch im Zusammenhang mit dem 
MHH-Neubau. Hier sei jetzt wichtig,  
die Gremien, Fachleute und betroffenen 
Beschäftigten in die weitere Ent-
wicklung einzubeziehen und den 
Masterplan für den Senat und den  
Personalrat offenzulegen. Einer  

abermaligen Diskussion über die 
Rechtsform Stiftung erteilt sie eine 
klare Absage.

Der stellv. Personalratsvorsitzende 
Nils Hoffmann wies auf die wochen-
langen Mahnwachen-Aktionen vor 
der Staatskanzlei hin, die nun  
schließlich zu einer Antwort geführt 
hätten. Er würdigte aus Sicht des 
Personalrats die Zusammenarbeit 
mit der Klinikeinsatzleitung (KEL) 
und Task Force während der  
ersten Pandemiewelle. 
 
Personalratsmitglied Simon Brand-
maier trug das Regelwerk und die  

Entscheidungswege bei der Bean-
tragung von dauerhaften Tele- 
arbeitsplätzen vor. Die vielfältigen 
Erfahrungen mit „Home Office“ 
in den letzten  Monaten hatten diese  
Diskussion neu entfacht. In der 
Diskussion wurden Fragen zum 
Neubau, zur Beteiligung von MHH- 
Beschäftigten und zur Telearbeit  
vertieft.

Die Mahnwachen 
werden fortgeführt

Wir wollen
Taten sehen“.



KURZ KOMMENTIERT 

Die Antwort von Ministerpräsident Weil ist niederschmetternd, ein 
Schlag ins Gesicht der MHH Beschäftigten.
Nicht einer einzigen Forderung wurde entsprochen. Bei einer  
ersten Durchsicht der Stellungnahmen der Fachministerien wird  
deutlich, wie wenig wir verstanden wurden oder werden sollten. 
Gerade beim Thema Tarifrecht. Wir sind Gewerkschafterinnen!  
Natürlich kennen wir das Tarifrecht. Unsere Forderungen waren  
keinesfalls unanständig. Ein Tarifwerk ist auslegbar. Der TV-L wurde 
viele Jahre vom Finanzministerium durch Erlasse auf unerträgliche 
Weise zum Nachteil der Beschäftigten verschlechtert.

Herr Weil kündigt an, dass weitere Einsparmaßnahmen  auf die 
MHH zukommen könnten. Gern können wir den maroden Zustand  
unseres Campus für ihn illustrieren. Das alles wird ihm bei seinem  
letzten Besuch in der MHH sicher nicht vorgestellt worden sein. 
Gerne bietet der Personalrat eine Führung an. Der Neubau wird 
für diese marode Situation leider keine Abhilfe bieten, zumal er  
frühestens  in 15 Jahren betrieben werden kann! Betroffen sind hier 
auch Lehre und Forschung.

Die MHH steht aktuell unter dem Sparzwang des letzten Jahres. 
Hinzu kommen Budgetkürzungen durch die „Globale Minderaus-
gabe“. Die Beschäftigten rufen nach Entlastung! Das passt doch 
alles nicht zusammen.
Die Uniklinikazulage für die Pflege wird als „Plus“ gegenüber  
anderen Tarifen angeführt. Die Zulage bekommen unsere Beschäftig-
ten in der KV, weil wir hier die besonders schweren Fälle versorgen, 
die eben auch eine besondere Belastung mit sich bringen. Manche  
Beschäftigte entscheiden sich deshalb auch für eine leichtere Tätig-
keit bei gleichem Einkommen in einer anderen Klinik.

Wir sorgen uns sehr um die Kolleginnen und Kollegen in der MHH 
und um die Substanz der Gebäude. Ich hatte grundlegendere  
Entscheidungen des Landes erwartet. Die Wirtschaft erhält  
Milliarden, wir den Applaus – diese Rechnung geht nicht auf! 

Die MHH kann nicht immer nur das Schlusslicht sein.
Der/die Letzte macht das Licht aus!

Jutta Ulrich
Personalratsvorsitzende
 



Die Sprechzeiten des Personalrats
Montag, Dienstag und Freitag: 09:00 -11:30 Uhr
Montag - Mittwoch, Freitag: 13:00 -16:00 Uhr

Termine außerhalb der o.g. Zeiten sind nach Vereinbarung möglich. Eine vorherige telefonische Terminabsprache ist in jedem Fall  
zweckmäßig. Telefon im Sekretariat: 532-2661. Sie finden uns im Haus E (Gebäude K 23) in der 1. Etage

Personalversammlung  GB V.: Es geht um Telearbeit!
Am 14. September 2020 nahmen 
rund 60 Beschäftigte an der ersten 
Teilpersonalversammlung unter 
den neuen Corona-Regeln teil. Der 
Personalrat hatte die Kolleg_innen  
des Geschäftsbereichs V (Patienten- 
und Erlösmanagement) eingeladen, 
um über das Thema „Telearbeit“ zu 
informieren. 
Dieses war in den zurückliegen-
den Monaten dort heiß diskutiert  
worden. Unter den COVID 19- 
Pandemiebedingungen war es  
einigen Beschäftigten ermöglicht 
worden, im „Home-Office“ zu arbeiten, 
anderen wurde dieses verwehrt.

Der Personalrat sortierte erst einmal 
die Begrifflichkeiten (Home-Office, 
mobiles Arbeiten, Telearbeit), die 
in der Diskussion eine Rolle spielen. 
Dann informierte er über die Rechts-
grundlage für die Beantragung von 
Telearbeit, die in der einschlägigen 
Dienstvereinbarung festgeschrieben 
ist. Nicht zuletzt wurden die Entschei- 
dungswege bezüglich der Zustimmung 
oder Ablehnung solcher Anträge 
dargestellt.  
Unstrittig ist, dass eine Ablehnung 
erst nach einer Beteiligung des  
Personalrats  erfolgen kann. Die  
Präsentation dieser Personalver- 

sammlung sowie die einschlägige 
Dienstvereinbarung können auf der 
Sharepoint-Homepage des Perso-
nalrats eingesehen werden. In der  
Diskussion konnten weitere Detail-
fragen geklärt werden. Frau Weltner, 
Geschäftsbereichsleiterin des GB V, 
sagte eine sachgerechte Prüfung 

der Anträge zu und Frau Heinrich, 
kommissarische Leiterin des Ge- 
schäftsbereichs Personal, sicherte 
bei Ablehnungen eine ordnungs-
gemäße Beteiligung des Personal-
rats zu.

 Umsetzung des TV-Ärzte  
 wird zum 1.10.2020 notwendig 
	� Der Marburger Bund (MB) und die Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) haben im Frühjahr den neuen Tarifvertrag für Ärzte an den Univer-
sitätsklinika TV-Ä ausgehandelt, in dem vereinbart wurde, dass bei allen 
danach bezahlten Ärzt_innen  ab 1.7. eine lückenlose Arbeitszeiterfassung 
erfolgen muss und ab 1.10. zusätzlich eine Begrenzung der Regel-Bereit-
schaftsdienste auf vier pro Monat sowie maximale Zahl der zu arbeitenden 
Wochenenden (Freitag 21 Uhr bis Montag 5 Uhr) für alle Dienstformen 
einschließlich Bereitschafts- und Rufbereitschaftsdienst auf zwei pro Mo-
nat gelten.  Außerdem muss die Dienstplanung mindestens sechs Wochen 
vorher bekannt gegeben werden.  Für den Fall, dass gegen eine der Be-
stimmungen verstoßen wird- es ist z.B. möglich aus Gründen der Patien-
tensicherheit fünfte Dienste oder dritte Wochenenden anzuordnen-, fallen 
Zusatzentgelte an und/oder es müssen zusätzliche Wochenenden in Fol-
gemonaten frei gegeben werden.  Sollte für Dezember 2020 der Dienst-
plan nicht sechs Wochen vor dem 1.12. vorgelegen haben, erhalten alle 
Bereitschaftsdienste einen 10%-Zuschlag.  Des Weiteren wird das extrem 
kurzfristige Einspringen für Dienste <72 h vor Dienstbeginn aufgrund der 
Erkrankung eines Kollegen mit weiteren 10% Zuschlag belohnt.  Dies gilt 
allerdings nicht bei freiwilligem Tauschen von Diensten.  Nur entfristet be-
schäftigte Ärzt_innen können, wenn sie es möchten, mit dem Arbeitgeber 
bis zu sieben Dienste pro Monat in einer Einzelvereinbarung verabreden, 
wobei auch dann die Dienste fünf bis sieben zuschlagspflichtig sind.
	� Das Personalmanagement hatte an drei Terminen zu Informationsveranstal-
tungen eingeladen, bei denen der veränderte am Computer auszufüllende 

Arbeitszeitnachweis für Ärzt_innen erklärt wurde.  Neu eingeführt wurden 
Felder, in denen die nicht rechtzeitige Bekanntgabe des Dienstplans min-
destens sechs Wochen vor dem 1. des Monats, das Einspringen <72 h vor 
Dienst, der fünfte Dienst des Monats oder das dritte zu arbeitende Wochen-
ende angegeben werden können.
	� Der Personalrat hat vorgetragen, dass das Ausfüllen der recht komplizier-
ten Arbeitszeit-Nachweise sehr viel ärztliche Arbeitszeit verbraucht und 
eine Zeiterfassung per Multicard genauer und arbeitzeitsparender wäre.  
Allerdings sind die Multicards offenbar nicht zur Zeiterfassung geeignet, 
sondern nur zum Türöffnen.  Trotzdem halten wir eine echte elektronische 
AZ-Erfassung für anzustreben.
	� Innerhalb der Kliniken bzw. Abteilungen ist zu klären, wie mit Forschungs-
zeiten und Mehrarbeit verfahren wird.  MB- und Personalratsposition ist 
dabei, dass Anwesenheitszeit in der Regel Arbeitszeit ist und Forschung 
und Lehre Dienstaufgaben, also Arbeitszeit sind. Inwieweit es Ausnahmen 
gibt, wenn Kolleg_innen ihre Habilitation voranbringen oder sich fortbil-
den, ist in manchen Kliniken umstritten.  Was sich immer wieder zeigt ist, 
dass wir unseren Kliniken keinen Gefallen tun, wenn wir viel unbezahl-
te Mehrarbeit leisten, da sich die eigentlich notwendigen Personalkosten 
dann nie im Budget der Klinik niederschlagen.  Im Personalmanagement 
ist Herr Fabiszak der erste Ansprechpartner bei Fragen zum veränderten 
Arbeitszeit-Nachweis.  Für den Personalrat steht Dr. Frank Dressler gerne 
zur Verfügung, gerade auch bei Problemen mit der korrekten Arbeitszeit-
dokumentation.

Der Hörsaal F: mit „Sicherheitsabstand“  
ein ungewohntes Bild


